
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Freundinnen und Freunde aus dem

Wahlkreis Gifhorn-Peine, 

Was für ein Jahr. Im Januar trat ich mein Mandat
an, bereits mit der Ahnung, dass die
Ampelkoalition nicht bis zum offiziellen
Wahltermin Bestand haben würde. Diese
Befürchtung wuchs mit jeder Unstimmigkeit und
jedem Streit innerhalb der Regierung.

Der Bruch der Ampelkoalition erfüllt mich mit
einem zwiespältigen Gefühl. Einerseits bin ich
erleichtert, dass dieses desolate Schauspiel
endlich ein Ende findet. Mit den Neuwahlen
verbinde ich die Hoffnung, dass Deutschland
wieder auf den Weg des wirtschaftlichen
Aufschwungs zurückfindet. Andererseits erfüllt
mich der Schaden, den die Ampel angerichtet
hat, mit tiefem Bedauern. Unser Ansehen auf der
internationalen Bühne, insbesondere in Europa,
hat erheblich gelitten. Wir werden nicht länger
als verlässlicher Partner wahrgenommen und
sind in den Reihen unserer Verbündeten
zunehmend isoliert. 

Nach Jahren des wirtschaftlichen Wohlstands
stehen wir nun vor erheblichen wirtschaftlichen
Herausforderungen, vor denen viel zu lange die
Augen verschlossen wurden. Unsere Industrie
zieht ab, der Mittelstand schließt seine Tore, und
die Stimmung im Land ist trüb. In dieser
schwierigen Zeit betreiben die SPD und die
Grünen Wahlkampf mit Themen, die das
Potenzial haben, die Gesellschaft weiter zu
spalten.

Drei verlorene Jahre des Experimentierens auch
der FDP, die man sich hätten ersparen können.

Ich wünsche viel Spaß beim Lesen
und freue mich auf Ihre

Reaktionen! 
 

Herzliche Grüße, Ihre und Eure

Ingrid Pahlmann 
MdB

Neues von Ihrer Abgeordneten

Dezember 2024 

Infos zu meiner Arbeit in Berlin sowie
spannende Themen und Anträge finden

Sie in meinem Newsletter. 



In der aktuellen Wahlperiode hat sich die wirtschaftliche Lage Deutschlands drastisch
verschlechtert. Dies lässt sich an den wirtschaftlichen Kennzahlen (zwei Jahre Rezession,
voraussichtlich Stagnation 2025) festmachen. Im internationalen Vergleich ist Deutschland
Schlusslicht unter den G7-Staaten. Insbesondere die Industrieproduktion hat sich nach Corona
nur kurz erholt und nimmt seither stetig ab. Deutsche Unternehmen investieren immer mehr im
Ausland anstatt im Inland. Zahlreiche große Unternehmen kündigen Stellenabbau an. Die
Arbeitslosenzahlen steigen.

Die Regierung Scholz konnte sich weder auf eine realistische Lageeinschätzung noch auf
wirksame Maßnahmen einigen. Statt Reformen entschied sich die Ampel inmitten der größten
Energiekrise der Nachkriegszeit gegen eine Weiternutzung zuverlässiger und sauberer
Energiequellen und sorgte mit ihrer Energiepolitik für hohe Strompreise. Das „Bürgergeld“ setzt
keine Arbeitsanreize und belastet den Bundeshaushalt. Das Heizungsgesetz verunsichert Bürger
und Gewerbe. Die Bürokratie hat immens zugenommen: Laut Normenkontrollrat ist der
laufende Erfüllungsaufwand seit 2021 von ca. 11 auf 27 Mrd. Euro gestiegen. 

Statt einer „transformativen Angebotspolitik“ für einige wenige setzen wir auf eine
Wirtschaftspolitik für alle. Anstatt Subventionen für einzelne Bereiche brauchen wir
Steuersenkungen und Entlastungen für die gesamte Wirtschaft. Die Wirtschaftsinstitute weisen
zunehmend darauf hin, dass Deutschland nicht nur unter einer konjunkturellen, sondern einer
strukturellen Schwäche leidet. Deshalb sind jetzt auch strukturelle Änderungen notwendig. Wir
müssen die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft wieder erhöhen, um mehr
Wachstum für mehr Wohlstand zu erreichen. Dazu schlagen wir eine Reihe konkreter
Maßnahmen vor, u.a.:

Soziale Marktwirtschaft statt grüner Planwirtschaft

Wir wollen das Unternehmertum fördern und die Bürokratie abbauen mit einem
Belastungsmoratorium auf nationaler und europäischer Ebene. 
Die Unternehmenssteuerbelastung wollen wir senken, indem wir insbesondere die
Steuern auf thesaurierte (nicht ausgeschüttete) Gewinne schrittweise auf 25
Prozent senken sowie die Agrardieselrückvergütung für Land- und Forstwirte wieder
einführen.
Wir wollen Anreize für Beschäftigung und zur Arbeitsaufnahme stärken, indem wir
die Überstundenzuschläge für Vollzeitbeschäftigte und die ersten 2.000 Euro
Arbeitseinkommen im Monat für Rentner steuerfrei stellen und das Bürgergeld
durch eine neue Grundsicherung ersetzen. 
Wir wollen Deutschland wieder wettbewerbsfähig machen, u.a. mit einer neuen
Energie-Agenda, die dafür sorgt, dass die Kosten der Energiewende deutlich sinken. 

Deutschland soll wieder international wettbewerbsfähig werden, seine industrielle Basis nicht
weiter verlieren und gute Arbeitsplätze sichern.

https://dserver.bundestag.de/btd/20/142/2014252.pdf


Für Sicherheit im Alltag und in der Nachbarschaft ist mehr Präsenz der Polizei auf den
Straßen und der Ausbau des Videoschutzes an öffentlichen Gefahrenorten erforderlich. Das
Cannabis-Gesetz wird zurückgenommen. 
Wir stärken insbesondere den Schutz vor allem von Frauen, älteren Menschen, Kindern und
Menschen mit Behinderungen vor Gewalttaten, häuslicher Gewalt und Missbrauch.
Straftaten mit Messern sind deutlich härter zu bestrafen. Im Strafrecht soll überdies gelten:
Gleiche Rechte, gleiche Verantwortung. Künftig soll auf alle Heranwachsenden das
allgemeine Strafrecht Anwendung finden.
Unsere Sicherheitsbehörden erhalten angemessene Befugnisse gegen Straftaten im
Internet, gegen sexuellen Kindesmissbrauch und Kinderpornografie. Dazu gehört vor allem
eine Mindestspeicherfrist für IP-Adressen samt Port-Nummern.
Gegenüber Islamismus und Antisemitismus sowie Rechts- und Linksextremismus gilt eine
Null-Toleranz-Strategie. Extremisten und Antisemiten dürfen nicht eingebürgert werden.
Extremistische und antisemitische Straftäter verlieren künftig ihr Aufenthaltsrecht in
Deutschland.
Wir stehen für Vertrauen in unsere Sicherheitsbehörden. Angriffe auf diejenigen, die uns
schützen, werden härter bestraft. 
Mit einem neuen „Pakt für den Rechtsstaat“ statten wir die Gerichte und
Staatsanwaltschaften besser aus und beschleunigen die Gerichtsverfahren. Die Strafe muss
der Tat auf dem Fuße folgen.

Sicherheit vor Ort, im Alltag und in der Nachbarschaft –
Für starke Sicherheitsbehörden und leistungsfähige

Justiz

Die innere Sicherheit muss wiederhergestellt werden. Dafür benötigen Sicherheits- und
Strafverfolgungsbehörden zeitgemäße Befugnisse, ausreichend Personal für mehr Präsenz in
der Öffentlichkeit und das volle Vertrauen von Politik und Gesellschaft. Unsere wichtigsten
Forderungen sind: 

Die innenpolitische Bilanz nach drei Jahren Regierung Scholz ist verheerend. Die Sicherheitslage
wird seit Ende 2021 immer schlechter. Die Kriminalität hat landesweit zugenommen: Um 11,5
Prozent im Jahr 2022 und weitere 5,5 Prozent im Jahr 2023. Die Straßenkriminalität breitet sich
aus, die politisch motivierte Kriminalität ist in vielen Bereichen sprunghaft angestiegen. Angriffe
auf Polizisten, Rettungskräfte, aber auch auf Ehrenamtliche und Politiker häufen sich. Die
Ausländerkriminalität nimmt rasant zu, allein im letzten Jahr gab es 17,8 Prozent mehr
Straftaten. Besondere Sorge bereitet uns die Entwicklung bei Kindern und Jugendlichen, die 43
Prozent mehr Straftaten gegenüber dem Vor-Corona-Jahr 2019 verübt haben. Auch
Extremismus und Antisemitismus nehmen immer erschreckendere Ausmaße an. In diesem Jahr
begingen Islamisten zwei furchtbare Terroranschläge in Mannheim und Solingen. Kalifats-
Demonstranten zogen durch Hamburg. In Berlin beherrschen antisemitische Hetzer ganze
Stadtviertel. 

Deutschland braucht eine klare, konsequente Politik der inneren Sicherheit, die Bürgerinnen
und Bürger schützt und Vertrauen in den Rechtsstaat wiederherstellt.

https://dserver.bundestag.de/btd/20/142/2014251.pdf
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Zurückweisung von Migranten an den deutschen EU-Binnengrenzen, wenn sie in einem
anderen Mitgliedstaat der EU oder des Schengen-Raums bereits Aufnahme gefunden haben
oder einen Asylantrag auch in einem Staat, aus dem sie einreisen wollen, stellen können.
Einführung von Asylverfahren in sicheren Drittstaaten, um das Schlepperunwesen zu
zerschlagen.
Verschärfte Abschiebungsregeln insbesondere für Straftäter und Gefährder, einschließlich
Abschiebungen nach Afghanistan und Syrien.
Wirksamer Schutz der EU-Außengrenzen, einschließlich des baulichen und technischen
Grenzschutzes.
Eine flächendeckende Einführung der Bezahlkarte und ein Vorrang von Sachleistungen zur
Reduktion von Fehlanreizen. Für Ausreisepflichtige werden die Sozialleistungen an dem von
Gerichten aufgestellten Grundsatz „Bett, Brot und Seife“ ausgerichtet und sehen, wo immer
möglich, einen gänzlichen Leistungsausschluss vor.
Stärkung der Integration durch verpflichtende Vereinbarungen, klare Erwartungshaltung und
ein Ende der Expresseinbürgerung der Ampel.

Illegale Migration stoppen, humanitäre
Verantwortung erfüllen

Deutschland muss die Kontrolle über die Zuwanderung zurückgewinnen, um die Stabilität des
Gemeinwesens und die innere Sicherheit zu bewahren. Eine neue Bundesregierung muss daher
vom ersten Tag an entschlossen handeln. Sie muss eine grundsätzliche Wende in der
Migrationspolitik einleiten. Unsere zentralen Maßnahmen umfassen:     

Seit dem Amtsantritt der Regierung Scholz im Dezember 2021 wurden in Deutschland rund
776.000 Asylerstanträge gestellt. Zusätzlich sind rund 1,2 Millionen Kriegsflüchtlinge aus der
Ukraine nach Deutschland gekommen. Diese Zahlen unterstreichen das Ausmaß der schweren
Migrationskrise. Die irreguläre Migration überschreitet nicht nur die Integrationsfähigkeit unseres
Landes, sondern hat auch gravierende Auswirkungen auf die innere Stabilität und Sicherheit der
Gesellschaft. Die Belastungsgrenze ist in vielen Kommunen längst überschritten. Wirksames
Gegensteuern der Bundesregierung bleibt dennoch bis heute aus. 

Wir setzen auf eine konsequente und humane Migrationspolitik, die illegale Zuwanderung stoppt
und Kapazitäten für gelingende Integration schafft.



Die Mittel aus dem Fonds für Spätaussiedler, jüdische
Kontingentflüchtlinge und Härtefälle der Ost-West-
Rentenüberleitung den Betroffenen zugutekommen

lassen 

Mit unserem Antrag haben wir auf die unzureichende Umsetzung des Härtefallfonds durch die
ehemalige Ampel-Regierung reagiert. Viele Betroffene erhielten trotz berechtigter Ansprüche
bisher keine oder keine ausreichende Unterstützung. Zum Hintergrund: Noch unter der letzten
unionsgeführten Bundesregierung wurde die Bereitstellung des Fonds beschlossen. Der Bund
sollte 1 Mrd. Euro zur Verfügung stellen, die Länder sollten die gleiche Summe beisteuern. Aber
die ehemalige Ampel-Regierung kürzte diese Mittel auf 500 Mio. Euro. Der von der Ampel-
Regierung auf den Weg gebrachte Härtefallfonds „auf Sparflamme“ wurde auch aufgrund von
kurzen Antragsfristen nur von einem Bruchteil der Betroffenen in Anspruch genommen. Die
Frist für die Antragsstellung lief bereits zum 30. September 2023 bzw. zum 1. Januar 2024 aus.
So hatten die meist hochbetagten Betroffenen viel zu wenig Zeit, um Beratung in Anspruch zu
nehmen oder einen Antrag auf Leistungen aus dem Fonds zu stellen. Von den vom Bund für
den Fonds bereitgestellten 500 Mio. Euro wurden 416 Mio. Euro noch nicht verwendet. Mit
unserem Antrag fordern wir deshalb, den Fonds wieder zu öffnen und Informations-,
Beratungs- und Hilfsangebote auszubauen.

Gesetz zur Fortentwicklung des Steuerrechts und zur
Anpassung des Einkommensteuertarifs

Mit dem Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Fortentwicklung des Steuerrechts und
zur Anpassung des Einkommensteuertarifs, das wir in dieser Woche in abschließender zweiter
und dritter Lesung beraten haben, wird insbesondere der Grundfreibetrag und der
Kinderfreibetrag im Steuerrecht sowie das Kindergeld angehoben. Der im Einkommensteuertarif
integrierte Grundfreibetrag wird um 300 Euro auf 12 084 Euro im Jahr 2025 und ab 2026 um
252 Euro auf 12 336 Euro angehoben. Das Kindergeld wird mit Wirkung zum 1. Januar 2025
um 5 Euro auf 255 Euro pro Kind und Monat sowie mit Wirkung zum 1. Januar 2026 um
weitere 4 Euro auf 259 Euro pro Kind und Monat angehoben. Dem Gesetzentwurf haben wir
zugestimmt.

https://dserver.bundestag.de/btd/20/136/2013613.pdf
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In erster Lesung haben wir uns mit dem Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur
Änderung der Regelungen über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn befasst. Das Gesetz
widmet sich der sogenannten Mietpreisbremse, die erstmals 2015 eingeführt wurde. Sie ist
derzeit bis Ende 2025 befristet. Durch den Änderungsvorschlag soll sie bis Ende 2029 gelten.

Die Mietpreisbremse begrenzt die Miethöhe bei Neuvermietungen in angespannten
Wohnungsmärkten auf die ortsübliche Vergleichsmiete plus 10 % oder die Höhe der
Vormieter. Sie gilt bisher nicht für Wohnungen, die nach dem 1. Oktober 2014 erstmals
genutzt und vermietet werden – also nicht im Neubau. Die Länder können den
Anwendungsbereich per Rechtsverordnung bestimmen. Diese Rechtsverordnungen laufen zu
unterschiedlichen Zeitpunkten im Jahr 2025 aus. Die Länder haben jedoch die Möglichkeit, ihre
Rechtsverordnungen auf Grundlage der bestehenden Rechtslage bis Ende 2025 zu verlängern. 

Entgegen der bisherigen Regelung sieht der Entwurf außerdem vor, dass zukünftig auch
Neubauten von der Mietpreisbremse umfasst sind, die erstmals zwischen dem 1. Oktober 2014
und dem 1. Oktober 2019 genutzt und vermietet wurden. Wir sehen den Entwurf kritisch und
lehnen ihn ab. 

Für uns gilt: Die Bundesregierung hat ihr selbstgestecktes Ziel von 400.000 neuen Wohnungen
pro Jahr krachend verfehlt – 2024 droht sogar der niedrigste Neubauwert seit 10 Jahren. Statt
die Wohnungsbaukrise mit mutigen Maßnahmen zu bekämpfen, setzt die Bundesregierung
allein auf die Verlängerung der Mietpreisbremse. Diese trägt aber zum Neubau nicht bei. Wir
wollen den Wohnungsmarkt durch eine Ausweitung des Angebots entlasten: mit steuerlichen
Anreizen, gezielter Förderung und Kostenabbau. Nur so schaffen wir bezahlbaren Wohnraum
für alle und einen fairen Ausgleich zwischen Mietern und Vermietern. 

Gleichwohl erkennen wir an: Die aktuell hohen Mieten in den Städten sind ein großes Problem
für Mieterinnen und Mieter. Die geltende Mietpreisbremse läuft allerdings erst Ende 2025 aus.
Ein neu gewählter Bundestag hat deshalb nach der Wahl ausreichend Zeit, darüber zu
entscheiden, ob eine Mietpreisbremse weiter Bestand haben soll.

Gesetz zur Änderung der Regelungen über die zulässige
Miethöhe bei Mietbeginn

https://dserver.bundestag.de/btd/20/117/2011759.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/117/2011759.pdf


Frohe Weihnachten aus dem Bundestag!
Weihnachtsgrüße von der AG Ernährung &

Landwirtschaft

Frohe Weihnachten und 
ein erfolgreiches neues Jahr! 

Ich wünsche Ihnen ein besinnliches Weihnachtsfest,
einen schönen Jahresausklang sowie ein gesundes,

erfolgreiches und friedvolles 2025! 



Impressum & Kontakt

Wahlkreisbüro Gifhorn
Steinweg 5 

38518 Gifhorn
ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

Ingrid Pahlmann, MdB
Platz der Republik 1

11011 Berlin
Tel: 030 227 72341

ingrid.pahlmann@bundestag.de

Wahlkreisbüro Peine
Freiligrathstraße 4

31224 Peine
ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

Weiterhin möchte ich
 auf meine Bürgersprechstunde

hinweisen:  

Als Abgeordnete im Bundestag verstehe ich mich
als Ihre Interessensvertreterin. Die beste

Gelegenheit für ein Gespräch ist im Rahmen
meiner Bürgersprechstunde.

Während der Bürgersprechstunde besteht die
Möglichkeit, Probleme, Vorschläge und

Sachverhalte in vertrauensvollem Rahmen
mitzuteilen.

Wenden Sie sich bitte für die Terminabsprache per
E-Mail unter ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

an mein Büro.facebook

instagram

Meine letzte Rede im Bundestag zum
Tierhaltungskennzeichnungsgesetz!
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